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Wochen nach der Zuſtellung der Einſpruch bei der unteren
Verwaltungsbehörde ſtatt , deſſen Erhebung keine aufſchie⸗
bende Wirkung hat . Die Erteilung des Beſcheids auf den
Einſpruch , welcher die Anhörung von Sachverſtändigen gemäß
§ 35 Abſ . 5 vorangehen muß , ſoll ſpäteſtens innerhalb drei
Wochen nach der Erhebung des Einſpruchs erfolgen . Der
Beſcheid , der die Unterſagung der Ausführung oder Leitung
eines Baues gegenüber dem erhobenen Einſpruch aufrecht er⸗
hält , kann im Wege des Rekurſes gemäß 88 20 , 21 ange⸗
fochten werden . Die Landesregierungen können beſtimmen ,
daß die Anfechtung im Verwaltungsſtreitverfahren zu erfolgen
hat . ! ) Die Einlegung von Rechtsmitteln hat keine aufſchie⸗
bende Wirkung .

Artikel 5. Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1907 in Kraft .

b . Badiſche Ausführungsbeſtimmungen zu vor⸗
ſtehendem Geſetz ( Verordnung vom 10 . Mai 1909) .

( Geſ . ⸗ und VOBl . Seite 103) .

Hinter 859 der Vollzugsverordnung zur Gewerbeordnung
vom 23. Dezbr. 1883 ( Faſſung vom 4. Dezbr . 1896 ) wird der
folgende 8 59a mit nachſtehender Überſchrift eingeſchaltet :

9a . Der Betrieb des Gewerbes als Bauunter⸗
nehmer und Bauleiter , ſowie der Betrieb einzelner

Z3weige des Baugewerbes .
8 59 a . Die in § 35 Abſatz 5 der Gewerbeordnung ge⸗

nannten Gewerbetreibenden haben die im Abſatz 7 dafelbſt
vorgeſchriebene Anzeige von der Eröffnung ihres Gewerbe⸗
betriebs an die Ortspolizeibehörde zu richten . “

) Die Entſchließung des Bezirksrats kann ſowohl im Wege des
Verwaltungsrekurſes wie auch im Verwaltungsſtreitverfahren ( 8 4
Abſ . 1 Ziff . 1 VRPflcheſ ) angefochten werden ( Erl . d. Min . d. Innern
vom 23. März 1907 Nr. 11919 ) .

) Ziehen Baugewerbetreibende von auswärts in eine Gemeinde
von mehr als 4000 Einwohnern zu, ſo haben ſich die Ortspolizei⸗
behörden , denen nach 8S 59a VVO . z. Gewo . die Eröffnung des
Betriebs anzuzeigen iſt , ſowohl am Geburtsort wie am letzten Wohn⸗
ort des neuanziehenden Unternehmers zu verläſſigen , ob dort Tat⸗
ſachen bekannt ſind , die ein polizeiliches Einſchreiten oder doch eine
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Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 8 35 Abſatz 5

Satz 2 der Gewerbeordnung und Landeszentralbehörde im

Sinne dieſer Beſtimmung ſowie des § 35a der Gewerbe⸗

ordnung iſt das Miniſterium des Innern .

Untere Verwaltungsbehörde im Sinne des § 53a und

des § 54 Abſatz 2 der Gewerbeordnung iſt das Bezirksamt
mit der Maßgabe , daß zur Erteilung des Beſcheids gemäß

§ 54 Abſatz 2 Satz 2 der Bezirksrat zuſtändig iſt .
Vor der Unterſagung eines Gewerbebetriebs auf Grund

des § 35 Abſatz 5 der Gewerbeordnung und der Erteilung

des Beſcheids auf den Einſpruch gegen die Unterſagung der

Ausführung oder Leitung eines Baues ( 88 53a , 54 Abſatz 2

der Gewerbeordnung ) erhebt das Bezirksamt :

a) in jedem Falle ein Gutachten des Vorſtandes der zu⸗

ſtändigen Bezirksbauinſpektion ! ) ,
b) wenn es ſich um die Begutachtung für handwerksmäßige

Gewerbebetriebe handelt , außerdem das Gutachten

mindeſtens eines der vom Miniſterium des Innern nach

Anhörung der Handwerkskammern ernannten Sach⸗

verſtändigen ) ,
c) wenn es ſich um die Beurteilung der Zuverläſſigkeit

von Baugewerbetreibenden handelt , die ſchwierige Bau⸗

konſtruktionen ( wie z. B. Eiſenkonſtruktionen , Eiſen⸗
betonkonſtruktionen , Fabrikkamine ) ausführen , nöti⸗

genfalls außerdem ein Gutachten der für ſolche Fragen
vom Miniſterium des Innern ernannten Sachver⸗

ſtändigen . )

beſonders ſorgfältige überwachung ſeiner Bauausführungen oder

ſeines Geſchäftsgebahrens nötig machen . Die betr . Ortspolizeibehörden
haben , ſobald ſolche Tatſachen behauptet werden , die erhaltene Aus⸗

kunft dem Bezirksamt vorzulegen . Selbſtverſtändlich darf durch dieſe
Erhebungen die Erledigung der von dem betr . Baugewerbetreibenden
vorgelegten oder unterzeichneten Baugeſuche nicht verzögert werden
( Erk. d. Min . d. Innern v. 30. Dez. 1911 Nr. 55510 ) .

1) Jetzt : des Bezirksbauamts .
) Die Namen der vom Miniſterium des Innern ernannten

Sachverſtändigen ſind im „Staatsanzeiger “ Nr. XXI vom 4. Juni 1909
( S. 195/6 ) bekannt gegeben .
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